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Nr. 60. Morgen⸗Ausgabe. 


Deutſechland. 
0. K. C. Candtags⸗ Verhandlungen. 
Berlin, 4. Februar. 
24 Sitzung des Herrenhauſes. oh 

Eröffnung 11% Uhr. Die Tribünen find ſchwach beſetzt. Am Miniſter⸗ 
tiſch der Miniſterpräſident Graf Bismarck, Miniſter v. d. Heydt, Graf 
Ißenplitz und mehrere Regierungs⸗Commiſſarien. 

Präſident Graf Stolberg⸗Mernigerode macht Mittheilung von den 
aus dem Abgeordnetenhauſe herübergekommenen Vorlagen, ſowie vom Ein⸗ 
tritt des neuen Mitgliedes des Hauſes, v. Swinecki. Darauf wird in die 
T. O. eingetreten, deren erſter Gegenſtand der Bericht der Eiſenbahn⸗Com⸗ 
miſſion über das Geſetz, A die Uebernahme der Zinsgarantie des 
Staats für das Anlage⸗Capital einer Eiſenbahn von Köslin nach Danzig iſt. 
— Die Commiſſton beantragt, das Geſetz unverändert in der Form anzu⸗ 
nehmen, wie es vom Abgeordnetenhauſe herübergekommen iſt. — Berichter⸗ 
ſtatter Hr. v. Below befürwortet die Annahme des Commiſſionsantrages. 
— Handelsminiſter Graf Itzenplitz betont die Nothwendigkeit der frag⸗ 
lichen Bahnlinie. — Hr. v. Kleiſt⸗Retzow empfiehlt den Antrag nochmals 
und richtet das Erſuchen an die Staatsregierung, das zweite Geleiſe der Oſt⸗ 
bahn zunächſt nur bis Schneidemüsl legen zu laſſen, da der Bau einer 
directen Bahn von Dirſchau nach Schneidemübl wünſchenswerth 5 — Der 

andelsminiſter erklärt, daß er ein beſtimmtes Verſprechen, betre end die 

egung des zweiten Bahngeleiſes nicht abgeben, ſich auch keine Vorſchriften 
darüber machen laſſen könne. Der Bau einer Bahn von Dirſchau nach 
Schneidemühl jei allerdings wünſchenswerth und folle ſobald wie möglich in 
Erwägung gezogen werden. — Das Geſetz wird darauf angenommen. 

„Der zweite Gegenſtand der T. O. ist der Bericht der Eiſenbahn⸗Com⸗ 
miſſion, betreffend die Anleihe von 24 Millionen zu Eiſenbahnzwecken. — Die 
Commiſſion beantragt, den Geſetzentwurf, wie er im Abgeordnetenhauſe be⸗ 
ſchloſſen worden iſt, mit der Modification anzunehmen, daß der § 6 folgender⸗ 
maßen gefaßt werde: 

„Jede Verfügung der Staatsregierung über die Verbindungsbahn zu Ber⸗ 
lin, die Eiſenbahnen von Dittersbach nach Altwaſſer und von Saarbrücken 
— en durch Veräußerung bedarf der Zuſtimmung der Landes⸗ 

retung.“ 

Nach dem Beſchluſſe des Abgeordnetenhauſes lautete der 8 6: Jede Ver: 

\ ; eſetz berührten 
Eisenbahnen durch Veräußerung oder Verpachtung bedarf zu ihter Rechtsgil⸗ 
tigkeit der Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages. 

In dem Vorſchlage der Commiſſion des Herrenhaufes find alſo ausgelaſſen 
von der im obigen Paragraph ausgeſprochenen Beſchränkung die Oſtbahn, 
die Weſtphäliſche Eiſenbahn, die Niederſchleſiſch⸗Märkiſche 
Bahn, die Schleſiſche Gebirgsbahn und die Verbindungs⸗Eiſen⸗ 
bahn in Breslau. 

Berichterſtatter Dr. Elwanger empfiehlt die Annahme des Commiſſions⸗ 
antrages und ſpricht ſein Bedauern darüber aus, daß ein Einverſtändniß mit 
dem andern Hauſe nicht erzielt worden ſei; der Mangel an Zeit trage aber 
die Hauptſchuld daran. { 

raf Rittberg befürwortet in längerer Ausführung den Commiſſions⸗ 
rg Eine ſo wichtige Principienfrage, wie die im § 6 enthaltene, dürfe 
nicht ſo nebenbei in einem Specialgeſetz behandelt werden. 


Dr. Baumſtar dk bittet, den $ 6 jo anzunehmen, wie er vom Abgeord⸗ 


netenhauſe beſchloſſen worden iſt; das Geſetz werde ſonſt in dieſer Seſſion 
nicht mehr zu Stande kommen. Nach Art. 99 der Verfaſſung habe das Ab⸗ 
8 das materielle Recht zur Auſſtellung au. Paragraphen. 

as Abgeordnetenhaus hat das richtige Princip auf einen ſpeciellen Fall ans 
gewandt; iſt zu dem Beſchluſſe durch das Verfahren der Staatsregierung bei 
der Köln⸗Mindener Eiſenbahn bewogen worden. Die Vorwürfe, die man 
dem Abgeordnetenhaufe darüber macht, ſind ungerechtfertigt. Der Beſchluß 
ift gr ein Eingriff in die-Erecutive noch in die Staatsverwaltung. Höchs 
ſtens können die Worte oder Verpachtung“ Bedenken hervorrufen; dieſe kann 
man aber ſtreichen, und das Abgeordnetenhaus wird auf dieſe Aenderung 
wohl eingeben, (Redner übergiebt dem Praſidenten ein dahin lautendes Amen⸗ 
dement.) Die Herren Miniſter des Handels und der F 
dings erklärt, daß fie nicht daran denken, die Bahnen zu deräußern; ſo an⸗ 
ſie doch 
erſönlich⸗ 
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des 
ſie würde es tief bedauern, wenn daſſelbe durch die Einmiſchung folder prin⸗ 
Laleller Fragen in ein fpecielles Geſetz verhindert und die Regierung in die 


deb gebracht würde, ſich Ausgaben berfagen zu müſſen, welche im Intereſſe 


m 
able hat nicht die Abſicht und hält ſich nicht für befugt, 


bah dit arte fällt die Mehrzahl aller unjerer Staatsbahnen. Die Regierung 
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Achtundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Treisendt. 


ihr eigenes Miniſterium für wichtiger halten als den Krieg gegen einen aus⸗ 
wärtigen Feind. offe, daß das nicht wieder vorkommen wird. Aber es 
iſt eine entmutbigende Wahrnehmung, wenn unmittelbar nach dem Schluß 
eines Conflictes, welchen die Regierung eben ſo ſchwer empfand als das 
Land, N Grund in einer ſpeciellen Eiſenbahn⸗Angelegenheit ein Princip 
zur Entſcheidung zu bringen verſucht wird, von welchem man wußte, daß die 
Regierung ihm entgegentreten müßte. 

Die Regierung würde geglaubt haben, ſich am Frieden des Landes zu 
verſündigen, wenn ſie erklärt hätte, den Bau der proponirten Bahnen nur 
dann vornehmen zu wollen, wenn der Landtag in der principiellen Frage 
nachgiebt; man würde dann der Regierung mit Recht vorwerfen können, daß 
fie den Conflict von Neuem heraufbeſchwören wolle und daß fie in den letzten 
Jahren nichts gelernt habe. Es iſt aber gar kein Grund vorhanden, dieſe 

rage bei dieſer Angelegenheit zur Entſcheidung zu bringen, da der materielle 

nterſchied ja nur ein geringer iſt. Wenn wir aber ſehen, daß unmittelbar 
nach dieſen Erlebniſſen, von denen man geglaubt hätte, daß ſie eine gewiſſe 
Schüchternheit, eine gewiſſe Scheu ſolchen Fragen gegenüber erzeugt hätten, 
man in einer Situation, wo wir die Einigkeit im Innern und dem Auslande 
gegenüber brauchen, mit Leichtigkeit wieder einen ſolchen Conflict erzeugt, von 
Neuem ſolche Fragen aufwirft, fo iſt dies entmuthigend und es würde mir 
ſehr leid thun, wenn wir mit dieſer Disharmonie die jetzige Seſſion, die doch 
ſonſt im Ganzen einen ſo befriedigenden Eindruck macht, beſchließen ſollten. 
Aber die Regierung würde lieber dieſe Nützlichkeitsanlage unterlaſſen, als das 
Syſtem einführen laſſen, daß ſolche Gelegenheiten wahrgenommen werden 
könnten, um allgemeine Prineipienfragen zur Entſcheidung zu bringen. Sie 
würde lieber den Verkehr auf der Ostbahn allen Inconvenienzen ausſetzen, 
fie würde es zugeben müſſen, ſelbſt wenn die Berliner Verbindungsbahn polis 
zeilich inbibirt würde. Sie hat gezeigt, daß fie das Verfahren, wle fie es bei 
der Weſtfäliſchen Eiſenbahn innegehalten hat, auch in Bezug auf andere Bah⸗ 
nen einzuhalten jederzeit geſonnen geweſen iſt. 5 
m Sinne deſſen, was ich geſagt habe, würde mir auch ein Amendement, 
welches dieſe Beſtimmung auf die neu zu erbauenden Bahnen beſchränkt, voll⸗ 
ſtändig willkommen ſein. Dagegen bin ich mit dem Hrn. Vorredner darin 
einverſtanden, daß die Entſcheidung über die Verpachtung oder Nichtverpach⸗ 
tung allerdings einen Eingriff in die Verwaltung enthält. Die Conſequenz 
würde dazu führen, daß auch auf die Forſtwirihſchaft dieſelben Grundſätze 
übertragen werden müßten, daß der Bebauungsplan für jedes einzelne Mal 
von dem Landtage genehmigt werden müßte; denn es iſt doch unzweifelhaft, 
daß bei dem großen und tollbaren Holzbeſtande unſeres Landes die Regierung 
dieſe Einnahmequellen dauernd ſchädigen könnte, wenn ſie überhaupt, wie man 
von gewiſſer Seite anzunehmen ſcheint, eine Inſtitution wäre, vor der man 
ſich mit allerlei Clauſeln und Vorſichtsmaßregeln hüten müßte. Man ſollte 
wirklich glauben, daß die Regierung überhaupt eine gemeinſchädliche Einrich⸗ 
tung ſei, gegen welche das Volk ſich nicht genug ang könne. Denn wenn 
dieſes Princip nicht die Abſtimmungen Mancher beherrſchte, fo wäre es un: 
begreiflich, wie ſie zu der Vorausſetzung kommen könnten, daß die Regierung 
den Drang fühle, Staatseiſenbahnen in muthwilliger Weiſe zu veräußern, 
ſelbſt wenn die rechtliche Befugniß klarer wäre, als fie ſelbſt nach den Erklä⸗ 
roh ich namens des Staats⸗Miniſterjums abgegeben babe, glaubt. 

ravo! . 

Hr. b. Tettau wendet ſich gegen die Ausführungen des Hrn. Baumſtark 
und empfiehlt den Commiſſions⸗Antrag. Der „Geiſt der r e we de 
von Jedem anders ausgelegt; er halte es dieſem Geiſte det Verfaſſung für 
angemeſſen, daß auch dem Könige gewiſſe Rechte blieben. i 

Handelsminiſter Graf Itz eup ls Die heutige Debatte zeigt mir, wie 
ſehr wir ſchon vom Verfaſſungsleben durchdrungen find. Auseinanderſetzun⸗ 
gen über den materiellen Inhalt der Vorlage ſcheinen gar nicht ndthig zu 
jein, man begnügt ſich damit, Verfaſſungs⸗Päragraphen zu citiren. Ich möchte 
doch aber auch der Sache Rechnung tragen und einige Punkte klar machen, 
um zu zeigen, daß die 24 Millionen wirklich nicht entbehrt werden können. 
Denn die berechtigten Anforderungen des Verkehrs können nicht unberückſich⸗ 
tigt bleiben, wenn nicht die allergrößten Uebelſtände entſtehen ſollen. Die 
beiden kleinen Neubahnen find nothwendige Ergänzungen deſſen, was ſchon 
da iſt, falls man nicht einen erheblichen finanziellen Nachtheil für den Staat 
herbeiführen will. Die Berliner Verbindungsbahn in ihrem jetzigen Zuſtande 
iſt geradezu polizeiwidrig, die Polizei wird ſich nächſtens gendtbigt ſehen, den 
Verkehr dort zu inhibiren, und was daraus entſteben wird, wenn die Bahnen, 
die nach Oſten gehen, außer Verbindung ſind mit denjenigen, die nach Weſten 
führen, läßt ſich leicht ermeſſen. Außerdem wird dieſe Bahn mit jedem Jahre 
Auſſchub eine halbe Million teurer. Es muß bier alſo Rath geſchaffen wer⸗ 
den, wenn wenigſtens begründeten Beſchwerden abgeholfen werden ſoll. 
kann endlich auch nicht die Privatbahnen drängen, ihre Betriebsmittel zu ver⸗ 
mehren, wenn ich es nicht bei den Staatsbahnen zuerſt thue. 

n Herr Dr. Dernburg: Die Veräußerung von Stagtsverndgen ohne Zus 
ſtimmung des 8. W ſei allerdings verfaſſungswidrig; er ſtütze ſich dabei 
auf Art. 103 der Vetfaſſung. Hier handle es ſich darum, ein Princip feſt. 
zuſtellen bei Gelegenheit einer dieſem Princip eigentlich fremden Sache. Aber 
man dürfe dabei nicht ſo weit gehen, um die Sache ſelber in Frage zu ſtellen; 
dazu ſei gegenwärtig die Zeit nicht angethan, wo man vielmehr das Mini⸗ 
ſterium in jeder Hinſicht unterſtützen müſſe. Aus dieſem Grunde werde er 
ü nicht für den Commiſſionsantrag, ſondern für die Regierungsvorlage 

mmen. 

„Herr v. Seufft⸗Pilſach: Auch ſachlich ſei die Vorlage von der Com⸗ 
miſſion ſehr ernſt geprüft und allgemein die Dringlichkeit und das Wünſchens⸗ 
werthe derſelben anerkannt. Der Vorwurf des Dandelsminiſters gegen das 
Haus ſei daher unbegründet. Unberechtigten Forderungen des anderen Hauſes 
entgegenzutreten, ſei aber um fo mehr Grund vorhanden, je höher dieſe Fur 
derungen angeſpannt wären. 5 

Die Generaldiscuſſion wird ban Nachdem der Berichterſtatter Dr. 
Elwanger den Antrag der Commiſſion noch einmal gegenüber den an⸗ 
deren Vorſchlägen befürwortet und ſich namentlich gegen den § 6 des Geſetz⸗ 
entwurfes, wie er aus dem Abgeordnetenhauſe gekommen, gewendet hat, wird 
die Specialdiscuſſion eröffnet. a 

Juſtizminiſter Graf zur Lippe iſt während deſſen im Hauſe erſchienen. 

1 wird darauf ohne Discuſſion angenommen. 3 > 

u $ 2 entwickelt Herr v. Tettau in längerer Rede ſeine Bedenken, die 
chon im Commiſſionsberichte erwähnt ſind; Herr Elwanger ſucht dieſelben 
als unbegründet nachzuweiſen; $ 2 wird angenommen, ebenſo die 88 3, 4 
und 5 ohne weitere Die cuſſion. Zu § 6 nimmt noch einmal das Wort 

Herr Dr, Baumftar.d Er vertheidigt die vom Abgeordnetenhauſe feſtge⸗ 
ſtellte Faſſung gegen die Angriffe der Vorredner. Er verwahrt ſich dagegen, 
daß damit ein neuer Conflict heraufbeſchworen werde; das hätte vielleicht durch 
Annahme des Commiſſions⸗Antrages des Abgeordnetenhauſes geſchehen 
konnen wegen der allgemeinen Faſſung deſſelben. So aber fühle er ſich durch 
fein Gewiſſen gedrungen, der jetzigen Faſſung feine Zuſtimmung zu geben. 

Herr v. Kleiſt⸗Retzow: Die bestiglice Beſtimmung, die durch das an⸗ 
dere Haus hineingebracht ſei, ſei ſowohl rechtlich wie finanziell unzweckmäßig. 
Zu dem Angriffe gegen den Commiſſionsantrag dieſes Hauſes müſſe er ſagen, 
daß quantitative Unterſchiede dane auch qualitative werden können. Uebri⸗ 
cw ſei auch der § 6 des Abgeordnetenhauſes, abgeſehen davon, daß er eine 
chwere Verletzung der Executive der Staatsregierung enthalte, in ſich unklar 
und paſſe gar nicht zu dem Gegenſtande der Vorlage. Ebenſo hätte das Ab⸗ 
ein us ja einen Paragraphen einſchieben können, wonach das Herren 
aus abgeſchafft werden ſelle. 

Handelsminiſter Graf Itzenplitz: Die Vorlage wegen der weſtfäliſchen 
Bahn, die heutige Erklärung des Herrn Minifterpräfidenten und die in Ihrem 
Commiſſionsbericht citirten Stellen aus dem Landrecht ſtehen alle in einem 
nothwendigen Zuſammenbange. Es geht aber zugleich daraus hervor, daß zu 
einer verfaſſungsmäßigen ferenz kein genügender Gegenſtand vorhanden iſt, 
daß es alſo vollkommen richtig ift, daß der 5 in der Faſſung des Abge⸗ 
ordnetenhauſes nicht zuläſſig it, daß er erſezt werden muß durch den § 6, 
wie Ihre Commiſſion ihn zur Annahme vorſchlägt. 

Der § 6 nach dem Antrage der Commiſſion wird angenommen, es fällt 


— 


damit der § 6 des Abgeordnetenhauſes, ſowie das Amendement Baumſtark. 
— $ 7. wird gleichfalls angenommen. 
8 ganze Geſet in der fo jeſtgeſtelten Faſſung wird darauf mit großer 
Majorität gegen etwa 10 Stimmen genehmigt. 
Der dritte Gegenſtand der Tagesordnung iſt der Bericht der XI. Com⸗ 
efeh, betreffend den Schuß wahrbeitsgetreuer, durch die 


aſſion über das 


3 


itun 
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den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Dinstag, den 5. Februar 1867. 


Preſſe erſtatteter Berichte über die parlamentariſchen Verhandlungen des Reichs⸗ 
tages des norddeutſchen Bundes. — Die Commiſſton, deren Berathungen 
kein Vertreter der Staatsregierung beigewohnt hat, beantragt das Geſetz, wie 
es vom Abgeordnetenhauſe angenommen worden iſt, zu genehmigen. — 
Referent Dr. Heffter verzichtet auf das Wort. 

Graf Brühl erklärt ſichgegen das Geſetz, da 17 kein Beweggrund vor⸗ 
banden wäre, den Zeitungen eine fo große Befugniß einzuräumen. Es iſt 
ubrigens, fuhr er fort, eine interefjante Erſcheinung, daß das Abgeordneten⸗ 
haus jetzt den Ausſpruch des Obertribunals über Art. 84 der Verfaſſungs⸗ 
urkunde anerkannt 5 Denn dadurch, daß Art. 84 nicht wörtlich in dies 
Reichswahlgeſetz aufgenommen worden, ſondern ſtatt „Meinungen“ „Aeuße⸗ 
rungen“ gelebt worden ift, hat man die Anſicht des Obertribunals für richtig 
erklart. Die Zeitungen dürfen nicht die Berechtigung haben, alle und jede 
Aeußerung . zu veröffentlichen, denn es iſt oft die Hauptabſicht der 
Redner, daß ihre Aeußerungen durch die Preſſe im ganzen Volke bekannt 
werden; darf nicht Alles veröffentlicht werden, jo werden ſich die Redner ſelhſt 
Zaum anlegen und ihre Reden danach einrichten. Die Freiheit der Preſſe iſt 
dei uns ſchon umfaſſend genug, und es iſt nicht wünſchenswerth, daß die 
preußiſchen Zeitungen noch vor den übrigen deutſchen bevorzugt werden. 

Minifterpräfident Eraf Bismarck: Die Staatsregierung glaubt in der 
Na der Redefreiheit dem Reichstage gegenüber ſo weit gegangen zu 
ſein, wie es von irgend einer Seite verlangt worden iſt. Etwas Anderes aber 
iſt die Freiheit der Rede, etwas Anderes die Freiheit, auch zu drucken, was ge⸗ 
ſprochen worden iſt. Ich will nicht darauf hinweiſen, daß man zu einem v 

rößeren und weniger urtheilsfähigen Publikum durch die öffentlichen Blätter 
pricht als von der Tribüne herab, ſondern namentlich auf den Umſtand, daß 
im Parlamente ſelber jede Meinungsäußerung ihr Correcliv finden kann bon 
derſelben Tribüne her. Dies Correctiv fehlt aber gerade da, wo es am 
nöthigſten iſt. Denn gerade in Kreiſen, wo das felbitftändige Urtheil mehr 
mangelt, wird man ſelten zwei Zeitungen halten, um ſich unparteiiich über die 
Verhandlungen zu unterrichten. Man hält nur eine und dieſe pflegt nur die 
extremſten Reden im Sinne ihrer Partei wiederzugeben. Derjenige, der das 
lieſt, iſt nicht in der Lage, dieſe Aeußerungen und Parteiauffaſſungen nach 
dem Maße der Widerle Bing) die fie erfahren haben, abzuwägen und ſich das 
Richtige aus dem Widerſtreite verſchiedener Meinungen berauszuzieben, ſondern 
er lieſt eben nur den einen Redner, der gerade der Freund der Zeitung iſt, 
die er hält. Ich führe dies an, um die Regierung zu rechtfertigen und dar⸗ 
ulegen, daß fie nur gleiche Vertheilung von Sonne und Wind bei dieſer Ges 
le enheit wünſcht auch in derjenigen Arena, die nur dem Zeitungsleſer zus 
are iſt. Dies iſt aber in einem ſolchen Kreiſe unerreichbar und das 
rkectiv des Strafgeſetzes daher unentbehrlich, weil parlamentariſche Exceſſe 
im Publikum kein anderes Correctiv finden. 

Außerdem iſt es auch ſehr fraglich, ob es überhaupt der Entwickelung der 
deutſchen Verfaſſung förderlich iſt, wenn den Parteien das Mittel der Auf⸗ 
regung, welches die Preſſe bietet, in uneingeſchränktem Maße bewilligt wird. 


Das Parteiweſen iſt bei uns durch die Gewohnheit noch nicht fo weit abge⸗ 


mildert, daß jede Partei das Vaterland hoher ſtellte als die Partei. Wir 
haben darüber noch in der jüngſten Zeit traurige Erfahrungen gemacht; wir 
haben geſehen, daß die Eitelkeit doch ſchließlich höher ſteht als das Intereſſe 
für das Gedeihen der Nation. Hoffen wir, daß nicht die ſchlimmſten Vertte⸗ 
ter nach dieſer Richtung hin gewählt werden; aber immerhin iſt es doch mög⸗ 
lich, daß Leute, die jeden Staatszweck negiren, gewählt werden. Nehmen Sie 
den Fall an, daß Leute, die ſich vom Vaterlande vollſtändig losgeſagt und 
Be ſchadlos losgeſagt, die offenkundig im Solde des Auslandes gegen ihr 

aterland reden und ſchreiven, nehmen Sie an, daß ſolche Leute gewählt 
werden — und es werden ja wohl derartige Perſonen als Candidaten ger 
nannt — mit dem Rechte, beliebige Zeitungsarukel ſtraflos zu dietiren, fo 
kann damit, vas iſt unläugbar, ein gewaltiger Mißbrauch getrieben werden, 
dem man unmdglich freien Spielraum —— kann. 

Herr v. Bernuth befürwortet den Commiſſionsantrag und tritt den Aus⸗ 
führungen des Miniſterpräſidenten entgegen, in denen er übrigens eine directe 
Erklärung vermißt, und ſpricht ſeine Verwunderung darfiber aus, daß die 
Staatsregierung in der Commiſſion nicht vertreten war. Das dorgeſchlagene 
Geſetz iſt durchaus gerechtfertigt und vollſtändig correſpondirend mit der be⸗ 
treffenden Beſtimmung der preußiſchen Verfaſſungsurkunde, und ift ein noth⸗ 
wendiges Correlat zur Redefreiheit der Abgeordneten, die für den norddeut⸗ 
ſchen Reichstag gleichfalls garantirt iſt. Die Gefahr, die daraus entstehen 
könnte, iſt nicht jo groß, wie fie der Herr Miniſterpräſident darzuſtellen ders 
ſucht hat. Die bei weitem größte Mehrzahl der Abgeordneten wird ja doch 
aus Männern beſtehen, welche die deutſche Politik Preußens unterftügen; 


ch einzelne preußenfeindliche Redner werden dann im Hauſe widerlegt werden, 


und dies wird durch die Preſſe gleichfalls geſchehen. 

Miniſterpräſident Graf Bismarck: Der Grund, weshalb kein Regie⸗ 
rungs⸗Commiſſar in den Commiſſionsſitzungen anweſend war, liegt dar n, daß 
das Haus keine conſtante Praxis bei der Benachrichtigung don dieſen Sitzun⸗ 
gen feſthält; es ſcheint nämlich diesmal eine beſondere Benachrichtigung 
der Reſſortminiſter nicht ſtattgeſunden zu haben. — Den Grund, den der 
Herr Vorredner für das Geſetz angeführt hat, daß in unſerer Verfaſſung eine 
Ahnliche Einrichtung getroffen ſei, kann ich nicht anerkennen. Die Thatſache 
iſt allerdings richtig, ich komme aber nicht zu demſelben Schluſſe. Wenn es 

ch in unſerer Landesverfaſſung de lege ferenda handelte, würde ich ebenſo 
gegen dieſe Beſtimmung ſein. So ganz gering, wie der Herr Vorredner 
meint, ſind die Uebelſtände doch nicht, die daraus entſtehen, wenn einzelne 
Abgeordnete am Reichstage oder auch nur ein mit fremdem Gelde gekaufter 
Abgeordneter das Privilegium hat, Reden landesverrätheriſchen Inhaltes uns 
geſtraft zu halten und in Tauſenden von Exemplaren im Lande zu verbreiten. 

Herr v. Senfft⸗Pilſach ſpricht gleichfalls für Ablehnung des Geſetes, 
damit unter dem Titel „Aeußerungen und Meinungen“ nicht alle Arten don 
Verleumdungen, Injurien und Majfeſtätsverbrechen begangen werden. 

err v. Kleiſt⸗Retzow ſchließt ſich dem Vorredner an und entſchuldigt 
die Majorität der Commiſſion, weil fie die Annahme des Geſetzes empfohlen. 
Dies komme daher, weil man die Intentionen der Staatsregierung nicht ge⸗ 
kannt habe; weder im Abgeordnetenhauſe noch in der Commiſſion des Herren ⸗ 
daß habe ſie ſich darüber geäußert. 

err v. Meding (Vorſißender der Commiſſion) erklärt, daß er nunmehr 
auch gegen das Geſetz ſtimmen werde 
lehnen oder nochmals an die Commiſſion zurückzuweiſen. 

Ref. Heffter befürwortet den Commiſſtonsantrag; Herr v. Bernuth 
erklärt ſich gegen den Antrag auf Zurückweiſung an die Commiſf 

Ein Antrag auf namentliche Abſtimm wird nicht hinreichend unter⸗ 
ftüßt; darauf wird über das Geſetz abgeſtimmt; daſfelbe wird jedoch mit 
ae a nt abgelehnt; dagegen ſtimmten auch die Miniſter 

ismarck, Itzenplitz und Lippe. 5 a 

Vierter Gegenſtand der eng der Bericht der Budget⸗Com⸗ 
miſſion über die allgemeinen Rechnungen den Staatshaushalt der Jahre 
1859, 1860, 1861, 1862 und 1863. Die Anträge derſelben, 
ſchlüſſen des Abgeordnetenhauſes gleichen, werden ohne Debatte angenommen. 

Fünfter Gegenſtand der Tagezorduggg iſt der Bericht der Commiſſion 
5 Handel über die am 2. November 1865 zwiſchen Preußen, Oeſterreich, 

rankreich, Großbritannien, Italien, Rußland und der Türkei abgeſchloſſene 
Convention unter dem Titel:  „Acte public relatif A la navigation des 
erregt „ Dem * der Commiſſion auf 
gung wird ohne Debatte zugeſtimm Be 

Cechſter Gegenſtand — Tagesordnung iſt der Bericht der Commiſſion 
T ²—bwd 7 ·˙ 
u irthſcha en h 

Die 88 32 und 58, welche bie Hauptänderungen enthalten, lauten: 
$ 32, „Die königliche Regierung iſt befugt, einen Commiſſar zu bes 
ſtellen, der das Recht bat, den Verſammlungen der Geneſſenſchaſte, Organs 
beizuwohnen und von den Büchern, Rech und ſonſtigen 
der Genoſſenſchaft, ſowie ihren Kaſſen und An Einſicht u nehmen.“ 

$ 58. „Zur Vermittelung des Geſchd der Genoſſenſchafts⸗ 
kaſſen, welche dies in Anſpruch nehmen, wen Die liehe 5 0 ng eine 
Gentraltafje einrichten und dieſe mit einem fond von 2 Millionen 


Thalern dotiren.“ 

Referent Dr. Dernburg ſtizirt kurz 
5 
*. 


ften, wel undes fociales Princip nd die 
dee delten. 1 gro Rachel, die e 8 Biber 
Lage erlitten, fordern dringend e; und je mehr fie auswüchſen, 


und bittet, das Geſetz entweder abzus _ 
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 - förbert werden müſſen. 


EN 
8 Gegnoſſenſchaftsweſens mit ſich bringen, nicht gegeben, ſo müſſe er gegen das 
Geſetz ſtimmen. 


5 


1 lung von lebenden Bildern im Palais Sr. könſgl. Hoheit des Prinzen 


N 


Er 


gemacht. Außerdem aber müſſe im Jutereſſe der Kıflen und des Credits der 
Mitglieder nolhwendig eine ſolche jtaatlihe Centralkaſſe exiſtiren. Den Com: 


. 5 ſchaften in ſteter Verbindung bleibe. Außerdem ſei das das gute alte preußiſche 


=: 
5 


Y Geh. Rath v. Senfft⸗Pilſach eine Audienz. 
N 8 zu Ihrer königlichen Hoheit der Frau Prinzefin Carl und machten 
= Heute Abend werden Se. Majeſtät der Soirée bei Ihren koͤnigl. 
x 4. Febr. [Se. Maj. der König] nahmen heute Vorm. die mili⸗ 


# und Irland, einen Beſuch im kronprinzlichen Palais ab und machten hier: 


R Hoheit der Prinz Ludwig von Heſſen begaben ſich Sonnabend mit dem 
Garde⸗Regiments und kehrten um 5 Uhr nach Berlin zurück. Gegen 
S Ubr Abends begaben ſich Ihre koͤnigl. Hoheiten der Kronprinz und 
1 I 8e. königl. Hoheit der Kronprinz] wohnte geſtern, Sonn⸗ 
tag, dem Gottesdienſte im Dome bei und empfing hierauf den Inſpecteur 


5 gratulirten Ihre königl. Hoheiten der Kronprinz und die Kronprinzeſſin, 


4 Wahloorſtand prüft die Berechtigung des Wählenden aus den Wähler⸗ 
listen nach den SS 8 u. 16 des Wahlreglements. — Die „Mont.⸗Z.“ 
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mehr würden fie auch aus dem Barteitreiben hinauskommen. Der Wider: v. Prittwitz⸗Gaffton hinwies und alle Details, die fie a 5 
e Sal a Oe hen ung be, Sine die Poll | Deimmmt auf diefen bejogen. Wohl aber baute e J. zes be 
nt weite uc General von Prittwitz⸗Gaffron, der früher Commandant von Thorn 


une pe ugenblid wieder zurückziehen und entbehre 
ſeo der Handhabe zur Controle. Der Geſetzentwurf habe nicht Alles genügend 
berüdjichtigt und die Commiſſion mußte deswegen wenigſtens einige Siche⸗ 
rungsmaßregeln vorſchlagen. Es In 5 von der Majorität einzelne 
Mittel beliebt worden, mit denen ſich Referent nicht einverſtanden erklären 
kann. Einſtimmig aber war man der Anſicht, daß die Genoſſenſchaften ge⸗ 
* den müſſen. Ich hoffe, ſchließt Redner, daß dieſe erſte Corpora⸗ 
- ton des Landes in dieſem Sinne für die niederen Corporationen ſorgen wird. 
Here v. Kleiſt⸗Rezew mißt den Genoſſenſchaften dis jezt keineswegs 
große Bedeutung bei, weil ſie ungenügend reihen ſeien; die einzige Art, 
die Beachtung verdiene, ſeien die Vorſchußvereine. Jetzt iſt dies Alles aber 
nur eine Organiſation eines Staates im Staate unter einem Führer, der der 
Regierung und der Kirche feindlich iſt. Der vorliegende Entwürf, in welchem 
die Regierung durchaus deine eigenen Gedanken habe, ſei eine Bankerott⸗Er⸗ 
klärung derſelben; er ſei von ihrem Feinde auf Leben und Tod verfaßt und 
‚fie verlange ſelber, daß das Herrenhaus, ihr Freund auf Leben und Tod, ihn 
annehmen ſolle. Es ſei ſchon ſelbſtverſtändlich, daß ein Geſetzentwurf, der von 
Schulze⸗Delitzſch ſtamme, ohne Aenderungen vom Herrenhauſe nicht angenom⸗ 
men werden könne. Schon die . Gefährlichkeit derſelben ſei bedenklich; 
außerdem aber hätten die Mitglieder derſelben neben dem Handelsgeſetzbuch 
Feine exorbitant bevorzugte Stellung. Dafür ſoll in milder Weiſe Abhilfe ge⸗ 
ſchaffen werden. Es ſei rührend, wie ſich die Einzelnen quälen müßten; des⸗ 
wegen ſei der richtige Vorſchlag einer Staatsunterſtützung von 2 Millionen 


war, wegen einer durch die Preſſe begangenen ſtrafbaren Handlung zur 
Feſtungsſtrafe verurtheilt worden iſt. (Bereits im geſtr. Mittagbl. ge⸗ 
General, ſich beim Ausbruch des vorjährigen Krieges an der Verbrei⸗ 
tung von Flugſchriften betheiligt hat, in welchen die Landwehrleute auf⸗ 
gefordert wurden, dem Rufe zur Stellung nicht Folge zu leiſten. — Der be⸗ 


gemacht, hat jetzt vom Miniſterium des Innern den Auftrag erhalten, 


theile anzufertigen. — Die Angaben über den muthmaßlich nahe be⸗ 
vorſtehenden Schluß der Landtagsſeſſton find voreilig, ſoviel fie ſich auch 


Punkte, die Vermehrung der Abgeordneten und die 24 Millionen⸗Vor⸗ 
lage, zu erledigen. — Zu den Angaben über verſchiedene Anſtellungen 
in Hannover, die wir kürzlich mitgetheilt, haben wir nachträglich noch 
zu bemerken, daß es ſich hierbei nicht um definitive Beſetzung der 
bezeichneten Poſten handelt, ſondern nur um commiſſariſche Wahrneh⸗ 
mung der betreffenden Functionen. Es war nothwendig, dafür zu ſorgen, 
daß dieſe Functionen der ausgeſchledenen früheren hannoverſchen Beamten 
anderweitig verſehen wurden und dazu ſind jene Herren als commiſſa⸗ 
riſche Vertreter geſchickt worden; die definitive Beſetzung wird erſt nach 
geſchehener endgiltiger Ordnung der ganzen Verwaltung eintreten können. 


38 miſſar aber, gegen welchen die Regierung ſo ſehr eifere, werde man gar nicht 
ungern ſehen, ſondern er werde bald wie ein Vater von feinen Kindern ge⸗ 
2 liebt werden. Es ſei dies die mildeſte Art, wie der Staat mit den Genoſſen⸗ 


Poln.⸗Wartenberg, 4. Februar. [Bürgermeiſterwahl.] In der 
n erſammlung wurde die ſchon ſo lange ventilirte 
Wahl eines Bürgermeiſters vollzogen. Im 3. Scrutinium erhielt Herr 
Kretſchmer, Lehrer an der hieſigen ev. Stadtſchule 10 und Herr Feldwebel 
Fuhrmann 7 Stimmen. Herr Kretſchmer iſt demnach 3 Bürgermeifter ge: 
wählt und bleibt nur noch die Beſtätigung der königl. Regierung abzuwarten. 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


Syſtem. Werden dieſe Garantien gegen die Uebelſtände, die das Blühen des 


J 
kommen deſſelben angeſtrebt. Sie wünſcht deshalb dringend, daß es in dieſer 2 Batomeerfiand bei 0 an. Br aut. Mine 
Seſſion noch zu Stande komme. Denn es läßt ſich nicht läugnen, daß die N e PETE a We 
15 erſonen, die das Geſetz verlangen, Billiges wunſchen; und es ſind das Per⸗ 
fenen, die unter fi einen großen Theil der Laſten des Lebens tragen. Wenn Breslau, 4, Febr. 10 U. Ab. 331,63 | +13 | SD. 2. Heiter. 
dieſe nun noch dadurch gehindert werden, daß es keine geſetzliche Form für 5. Febr. 6 U. Mrg.] 329,65 | +1,8| SO. 3. | Wolkig. 
0 Breslau, 5. Febr. IWafferſtand.] B.. 19 5. — f. U.. ö F. 3 f. 


Haus hat ſie angenommen; es iſt dies ein Beweis dafür, daß es ſich in den 

N nicht blos um Politik, ſondern um wirklich materielle Sachen 

handelt. 

Ich möchte wünſchen, daß dieſes Haus nun nicht das Gute hinderte in 

der Abſicht, etwas Beſſeres noch anzubahnen. Die Staatsregierung wünſchte 
Anfangs allerdings eine Conceſſion der Oberpräſidenten zur Bildung der Ge⸗ 


briefe 87 h bez. Deſterr. National⸗Anleibe 55% bez. u. Gd. 

143 Br. Melt Stger 103 Br. Oberſchlef. Litt. A. und ©. 184 bey, 

helmsbahn 56% Gd. Oppeln⸗Tarnowitzer 75% bez. u. Gd. Oeſterr. Credit⸗ 

bank⸗Actien 68% Gd. Schleſ. Bank⸗Verein 115 Br. 1860er Looſe 68% Gd. 

Amerikaner 77 bez. Warſchau⸗Wiener 64% bez. Minerva 39 bez. 
Breslau, 5. Februar. eife der Cerealien. 


naoſſenſchaften; das andere Haus hat dem nicht beigeſtimmt; die Staatsregie⸗ etzungen der polizeilichen Commiſſion pr. Scheffel in Silbergroſchen. 
105 Bi A Ber 208 der ar 8 Pan Anf. 2 15 Leute > 5 dae (em 5 ordin. tig fein W e 
recht zu werden und war damit einverſtanden; fie würde es nun auch durch⸗ * 2 556 
aus für wünſchenswerth halten, daß Sie dieſen Klaſſen der Bevölkerung durch — weißer. er 8 nr Serſte . = 8 91 
unveränderte Annahme des Geſetzes zu Hilfe kommen und alle Amendements Rogen 70 69 68 gie he 6468 60 55-87 
 berierfen, Jegend eine Lenderung ift der Verwerfung gleich zu achten, da | 11 Hemden der von der Handels 8 77 
das Geſeß dann in dieſer Seſſion nicht mehr zu Stande kommen und eine | Nottrungen der 95 Maarttprei e And iſſion zur Feſtſtellung 
drei Jahre lange Arbeit dann verloren ſein werde. A 202 102 5 aps und Rübfen. 
Die Sitzung wird darauf um 3% Uhr vertagt; nächſte Sitzung Dinstag, Wi terrübfen... 186 180 170 
11 Ubr; T.⸗O.: Fortsetzung der Berathung über das Genoſſenſchaftsgeſetz; Son — 164 154 144 pr. 150 Pfd. Brutto in Sgr. 
Eiſenbahnvorlage; Pommerſches Lehnsgeſetz; Vertrag mit Thurn und Taxis. — 1686 148 186 


Berlin, 3. Februar. [Se. Majeſtät der König] nahmen im 
Laufe des Vormittags den Vortrag des Oberhof⸗ und Hausmarſchalls 
Grafen Pückler, die Meldungen des Generalmajors v. Witzleben, Com⸗ 
mandeur der 9. Cavallerie⸗Brigade, und des Grafen zu Dohna, In⸗ 
ſpeeteur der Jager und Schützen, entgegen und ertheilten dem Wirkl. 


Loco⸗ (Kartoffel-) Spiritus pr. 100 Qrt. bei 80% Tralles 

a 16% Br., 16% d. 
Officiell gekündigt: — Ctr. Wei — Etr. Roggen. — Ctr. Hafer 
— Ctr. Rapskuchen. — Ctr. Rüböl. — Ctr. Leinöl. 10,000 Ort. Spiritus. 
n der geſtrigen Sitzung des Verwaltungsrathes der 


age Provinzial⸗Actienbank iſt die Dividende pro 1866 auf 744 pCt. 
eftgsieht und das neue Statut vollzogen worden. 


Um 1 Uhr begaben Se. Majeſtät Allerhöchſtſich zur Gratulation 
hiernach eine Spazierfahrt. 
Br Hoheiten dem Prinzen und der Prinzeſſin Carl beiwohnen. 


ttctriſchen Meldungen und hiernach die Vorträge des Geh. Cabinetsraths 
v. Mübler und des wirklichen Geh. Ober⸗Regierungs⸗Raths Coſtenoble 
entgegen. Um 1 Uhr ſtatteten Se. Maieftät Ihrer königl. Hoheit der 


— a — — 
Prinzeſſin Ludwig von Heffen, geborenen Prinzeſſin von Großbritannien Telegrarhiſche Depeſchen und Nachrichten. 


Berlin, 5. Februar. Die Morgenzeitungen melden: Der König 
hatte geſtern eine längere Unterredung mit dem aus Schleswig einge⸗ 
troffenen Nachfolger Manteuffel's, dem General v. Manſtein. 

(Wolff's T. B.) 

Florenz, 4. Febr. Deputirtenkammer. Arnulfi beantragte die 
Emiffion einer Milliarde Papiergeld, Seialoja und Lanza bekämpf⸗ 
ten und die Kammer verwarf den Antrag. Der Finanzminiſter ſtimmte 


auf eine Spazierfahrt. 

IIhre Majeſtät die Königin] war vorgeſtern in der 5. Vor⸗ 
leſung des Wiſſenſchaftlichen Vereins anweſend und wohnte geſtern dem 
Gottesdienſte in Bethanien bei. — Ihre Majeftät beſuchte Ihre köͤnigl. 
Hoheit die Prinzeffin Carl, um ſie zu ihrem Geburtstage zu beglück⸗ 
wünſchen. Das Familien⸗Diner fand bel Ihren koͤnigl. Hoheiten dem 
Prinzen und der Prinzeſſin Friedrich Carl, eine Soiree mit lebenden 
Bildern bei Sr. königl. Hoheit dem Prinzen Carl flatt. 

Ice. königl. Hoheit der Kronpriny] und Se. großherzogl. 
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zu. Morgen und übermorgen iſt eine gemeinſame Büreauſitzung, 
Donnerstag Plenarſitzung. 

Weimar, 4. Febr. Dem heute eröffneten außerordentlichen Land⸗ 
tage iſt ein Geſetzentwurf vorgelegt, betreffend die Aufhebung des Salz⸗ 
Monopols gegen eine Beſteuerung der Production oder der Einfuhr des 
Speiſeſalzes zu 2 Thaler pro Centner. 

Stuttgart, 4. Febr. Die Militär⸗Conferenzen der ſüddeutſchen 
Staaten ſind geſtern eröffnet worden. Nach einer am Vormittag ſtatt⸗ 


2 Uhr⸗Zuge nach Potsdam, dinirten mit dem Offizier⸗Corps des erſten 


dle Kronprinzeſſin mit Ihren hohen Gäflen zur Cour in das künig: 
uche Schloß. 

und zur Tafel gezogen. Abends wohnten ſie der Feſtvorſtellung im 
Theater bei. Die zweite Sitzung iſt heute geweſen; der Abſchluß der 
Verhandlungen wird bereits morgen erwartet. 

München, 4. Febr. Die „Baierſche Zeitung“ erfährt aus guter 
Quelle, daß die in Wien ſchwebenden Verhandlungen über die Revijion 
des Zoll⸗ und Handelsvertrages mit dem Zollverein einem befriedigenden 
Abſchluſſe entgegengehen. 

Florenz, 3. Februar. Das zweite Bureau der Deputirtenkammer 
hat gleichfalls den Geſetzentwurf, betreffend die Kirchengüter, verworfen. 
Es fehlt nur noch der Beſchluß des erſten Bureau's. Die „Opinione“ 
glaubt, das Miniſterium werde vor der Öffentlichen Discuſſion des Geſetz⸗ 
entwurfs keinen Beſchluß faſſen. „Nudoo Diritto“ dementirt in ent: 
ſchiedenſler Weiſe das Gerücht einer miniſteriellen Krifis. Der öfler- 
reichiſche Geſandte, Freiherr v. Kübeck, iſt hier eingetroffen. 

Die „Nazione“ eiklärt das Gerücht, das Miniſterium habe dem 
Könige die Auflöſung der Kammer vorgeſchlagen, für grundlos. 

Brüſſel, 4. Febr. Zu Marchienne⸗au⸗Pont it die Ruhe wieder 
hergeſtellt; man erwartet, daß die Arbeiter unverzüglich ihre gewohnte 
Beſchäftigung wieder aufnehmen werden. 

Aus Haffelt iſt kein neuer Fall der Rinderpeſt gemeldet worden. 


„Telegraphiſche Courſe und Börſennachrichten. 

Paris, 4. Februar, Nachm. 3 Uhr. Die Haltung der Börſe war ſehr 
feſt. Die Zprocent. begann zu 69, 30 und wurde ſchließlich zu 69, 35 ges 
bandelt. Conſols von Mittags 1 Uhr waren 90% gemeldet. Schluß ⸗ 
3% Rente 69, 35. 70. Zy 
c, Spanier —. 


der Jäger und Schützen, General⸗Maſor Grafen zu Dohna. Um 1 Uhr 


ſopwie die heſſiſchen Herrſchaften der Frau Prinzeſſin Carl zu Hoͤchſtderen 
Geburtstage, um 5 Uhr begaben ſich Höchſidieſelben zum Familiendiner 
bei Sr. königl. Hoheit dem Prinzen Friedrich Carl und um 9 uhr 
wohnten die hoͤchſten Herrſchaften mit Ihren hohen Gäften der Vorſtel⸗ 


Carl bei. (St.⸗Anz.) 
Berlin, 4. Febr. [Zu den Wahlen. — Perſonalien. 
Gen. v. Prittwitz. — Die Anſtellungen in Hannover.] 
Bei den diesmaligen Wahlen wird nicht das Verfahren angewendet wer⸗ 
den, welches bei den Wahlen zu dem Abgeordneten⸗Hauſe üblich iſt, daß 
nämlich jedem Wähler eine Einladung zugeſandt wird, ſondern Jeder 
wird auch ohne eine ſolche ſeine Rechte wahrzunehmen haben und der 


meldet, der Minister Graf Eulenburg wolle aus feinem Amte ſcheiden, 
um den Geſandiſchaftspoſten in Petersburg zu übernehmen; dies iſt 
unbegründet, der Minifter denkt nicht daran, feine Stelle zu verlaſſen 
nd jener Geſandtſchaftspoſten iſt beſetzt. Eben fo falſch if die Nach⸗ 
ficht, daß der Preſtdent v. Zedlitz zu einer anderen Stellung übergehen 
werde; derſelbe bleibt nach wie vor in Schleswig. Und da wir gerade 
on Perſonalien reden, fo wollen wir das Genauere über den Ge: 
© weral v. Prittwitz bringen. Die „Elb. Ztg.“ hatte neulich mit ihrer 
Nachricht von der Abführung des Generals nach der Feſtung Glogau 
deshalb vollkommen Unrecht, weil fie auf den älteren General Grafen 


meldet. D. Red.) Man giebt ihm Schuld, daß er, ein preußifcher | feſt 


kannte Kartograph Kiepert, der früher der Regierung ſcharfe Oppofition | 683 


eine Karte der bisherigen adminiſtrativen Eintheilung der neuen Landes⸗ 


in den verſchiedenen Organen finden, denn noch ſind einige wichtige 


der Erwägung des Antrages Semenga's betreffs der Bankenfreiheit]“ 
(Wolff's T. B.) 


gehabten Sitzung wurden die Bevollmächtigten vom Könige empfangen 
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rungen in ihrem Verlaufe * 

4 Min. 

eſſer. Oeſterr. 5% he Anleihe 0 — u ee 
r. 


reußiſche Kaſſenſcheine 105 „Berli 05 er 
U 
ſe AR e Anleihe — Neue 5 ndiſche 
824% Br. 6 Verein. Staaten: gihe pro 182 Pb B 
83. 8 it⸗Actien 157%. Darmſt. Bankactien 213%. Darm 
ettelbank —. Meininger Credik⸗Actien 93%, Oeſterreich.⸗Franz.⸗ Staats⸗ 
iſenb.⸗Actien —. Oeſterteich. Eliſabebahn —. oͤhmiſche Weſtbahn —. 
Rhein: 33½, Ludwigshafen⸗Berbach 156%. Heſſiſche Ludwigsbahn 
135. 5% öſterreich. Anleihe von 1859 607,6. 18 Looſe 60%. 1880er 
Looſe 67%. 1864er Looſe 76. Badiſche Looſe 54 Br. oje 53%, 


4 Neues fteuerfr. Anl. —. 
Wien, 4. Februar. bend⸗Börſe.] Animirte Stimmung. Credit⸗ 
— u — 8 Me 1860er Seh. 86, 00, 1 Looſe 

„50. Oeſterr.⸗Franz. Staa n —, —. ier —, —. Czernowitzer 
184, 00. Napoleonsd'or 10, 27. . - 

amburg, 4. Febr., Nachm. 2 Uhr 30 Min. Fonds Anfangs ſchwankend, 
ſchloſſen feſt. Valuten lebhaft. — Schluß⸗Courſe: National-Anleihe 53%, 
Oeſterreich. Credit⸗Actien 66%. Oeſterr. 1860er Looſe 66%. Mexicaner — 
Vereinsbank 109%. Norddeutſche Bank 118%. Rheiniſche 113 % Nord⸗ 
bahn 80%. Altona⸗Kieler 131. Finnländiſche Anleihe 81%, 1864er Ruſſ. 
Prämien⸗Anl. 86, 1866er Ruſſ. Prämien⸗Anleihe 34%. proc. Verein. St. 
Anleihe pr. 1882 69%. Disconto 2 . 

Hamburg, 4. Febr. [Getreidemarkt.] Weizen auf Termine 1% Thlr. 
höher, pr. Februar 5400 Pfd. netto 152 Bancotbaler Br., 151 Gd., pr. pi 
jahr 146 Br. u. Gld. Roggen loco ruhig, ab Oſtſee 1 Thlr. höher geboten, 
. 5 4 . gc 15 Ig 282% v ner unbers 

ndert matt. Oel loco ge os, 251 — 25 76, vr. r. October 
26%. Beine 2 Zink geſchäftslos. Schönes Wetter. ur 
vol, 4. 


B. 
fair Dhollerah 12, 975 middling fair Dhollerah 11 


. 


air Bengal 9, Domra 12, Pernam 154%, 


per 100 Ko. 

Paris, 4 Februar, Nachmittag 3 Uhr. Rüböl pr. Februar 100, 00, pr. 
März⸗April 101, 00, pr. Mai⸗Auguſt 100, 50. Mehl pr. Februar 77, 25, pr. 
März⸗April 79, 25. Spiritus pr. Februar 62, 50 

London, 4. Febr. Getreidemartt (Schlußbericht). Engliſcher Weisen 
langſam, 2 Sh., in fremdem Detailgeſchaͤft 1 Sh. niedriger. Malzgerſte 
aan billiger, Erbſen feſt, Bohnen bernadläfligt, Hafer — — 

egen. f 

Amnerbam, 4. Februar. Getreidemarkt (Schlußbericht). Roggen 
feſt. Raps pr. April 69, pr. October —. Rüböl pr. 38, pr. O 
Dezember 39%. 


0 ã DDD / ( ( ( RER EEE) 
Berliner Börse vom 4. Februar 1867. 


Fonds- und Geld -Course. Eisenbahn Stamm-Aetlen 


Freiw. Btaats-Anl. ..1414,99%, G. 


i 1864. 1868. 
Se- von kes 104% de. I Dividende pro ie 
dito 1850. 52/4 90 % bz. Aachen-Mastrich| — 
dito 185314 90% bz. Amsterd.-Rottd.] 21% 71% 
dito 1854 4½ 99 % bz. Berg.-Märkische | 74½ 
dito 1859,414199%, bz. Berlin Anhalt, . 11% | 13 
dito 1836 4½ 99 ½ bz. Berlin-Görlitz. — — 
dito 1887 4% 00 % bz. to St. Prior — | — 
dito 1859141 99%, be. erlin-Hamburg.| 10 9 
dito 1864/4141993, ba. erl.-Potsd.-Mgd. 16 1 
Staats-Schuldscheine|314185°/, ba. ierlin-Stettin. ..| 1% | 8 
Präm.-Anl. von 1885 3½ 122 ba. öhm.-Westb 5 — 
Berliner Stadt-Oblig. 4½% 99% ba. Breslau-Freib 82 90 
8 ‚Kur- u. Neumärk,|314179%, B. Oöln.- Minden. . 418% | 1725 
© | Pommersche. 378 % ba. Cosel-Oderberg. a 
E \Posensche.....-: 14 .——— to St.-Prior.] — — 
4 o e — — dito. ‚dito . 
dito neue. 88 *. z.Ludwigab. = 
A \Schlesische....- 87½ 0. udwigsh.Bexb. | 9½ | 10 
3 / Kur- u. Neumärk. 4 4 br. agd.-Halberst. 15 
(pommersche . . 4 92½ 6. Magd.-Leipzig.. 182 20 
E Posensche 4 96 Mainz-Ludwigsh.| 21 8 
= (Preussische..... 4 91 Mecklenburger. .| 31 3 
3 )Westph. u. Rhein. 4 |96Y, G. Neisse-Brieger. | 4½ 58½ 
8 sschsische 4 04% 8 iedrschl. Märk.| 4 — 
a Schlesische 4 92% bz * > Dis 4 
0 1 ordb, Fr. 
Louisd’or III G. Oest. Bk. 79 bz. Oberschl. A. 10 
DB... 


Goldkr. 9.8 @. Poln.Bkn, — — 


* 22 


1 
1 
Ausländische Fonds. 9.3 159 
Oesterr. Metalliques. U 47% br. 3 ET 
dito Fat.-Anl. . 8 165%, ba. Oppein-Tarnow.| 314 | 31 
dito Lot.-A. v. 60% |68 . % ba Rheinische. 1% 
dito dito 64/— [44 G. dito Stamm- Pr. 7 
dito 54er Pr.-A.]4 15914 @. Rhein-Nahebahn| — — 
dito Eisenb,-L. |— 6°) 21 wg Stargard-Posen. .| 3½ | 41% 
Ital. neue b proc. Anl 80 be Thüringer 48 — 
Russ. Engl. Anl. 1862 „ ba. u. G Warschau- Wien. Thal Sig 


dito Holl. Anl. 1864|5 [87 ½ G. 
dito Poln. Sch.-Obl. f 403 bz, 
Poln.Pfandbr.IILEm.|4 6 


Bank- und Industrie-Paplere. 


Berl. Kassen-V. I 7½0 | 8½ N 1155 @. 
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8 
4 
= 
E 
8 
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auge 


Amerikan. St.-Anl. . 40 


Eisenbahn-Prioritäts-Aotien. 
Berg.-Märkische . 27 4108 G. 


Danziger Bank , 
Darmst. Zettelb. 


— 

2 

2222 

Bere 
E 


7 thaer 
dito Ma de Hannoversche B. 4 
0 IV. 49 1½ bz b. Nordd. B. 9 
dito MI. v. St.3½18.3½% 78 bz Vereins-. 810% 
ei eden. . . , 4 5 @; Ihtösberger B. 615 
dito 87 B. Luxemburger B. 6 
dito II % agdeburger B. 59/0 | 51 
4110 . ws » . Reg. uh, |10 
to 0 N * * 5 
dito VI 84, be EEE, ..| 4 
Cos,-Oderb, (Wilh.) .|4 8 B. * 61% 
dito III. Em. 5 14 — A — 
Gal. Ludwigsbd . 78 ½ etw. bz 
Niederschl.-Märk....|4 0% bz erl. Hand.-Ges. 2 - 
dito conv.]4 00 oburg Credb. A 15 
dito u MX bz — „16 6 
dito — — — 
Näschl. Zweigb.L. C.|6 101 ½ ® Disc, Com.-Anth.| 61/4 61% 
Oberschles. A4. 1 — — ‚Genfer Credb.-A.| — — 
e . 4 ½ 080 B. . — „ . 7 
it Gi. 881, B. eininger 
dito ne 68% N (oldauerLda.-B.| — | — 
alto E......pmi g.  |Oesterr.Credb.A,| 5 & 
dito F at 9175 d. Schl. Bank.-Ver.| 6½ 71 
0 eh 72 94½ bz. 
Oest.- Frans 3 299 bz 
Oest. südl. St.- B. . 43 |225 bz r 1 
Rhein. v. St. gar... 4 ½ 07 4% B. Pr v. Eisenbdf. 81, | 51, 


Rhein-Nahe-B, gar... 


Berlin, 4, Februar. Roggen wee 78-—79pfd. 54 / —55% Thlr. ab 
Bahn bez. — Rüböl loco 11%, Thlr. Br. — Spiritus loco ohne 
Faß 17% Thlr. bez, pro r. und Febr.⸗März 17½— 7 Thlr. bez. und 


Id., 7 Thlr. Br., April⸗Mai 17% — % Thlr. bez., 4 Thlr., B. 5 45 
2 „ (} 44 3er 4 8 r. g 


Thlr. Gld., Mai⸗Juni 17 — 7 Thlr. bez. und Gld., 
Juli 184% . bez. * A 
etter: trübe. 


Fah age dae fe 


uptet. 
Weizen ruhiger, pr. 84 Pfd. ſchleſiſcher weißer 85—97 Sgr., gelber 85 


95 Sgr., ſeinſte Sorte 2—3 Sgr. über Notiz bezahlt, galiziſcher und 
ſcher — — 85 —97 Sgr., Gelbe 8885 8905 feine C 28 15 de 


lt. — G 
fa Eorten übe oti; bei — Hafer fee, . 50 75 Mara A 
gebot. — Oelſaaten wenig Geſchäſt. — Lupinen ohne Verkehr. — Schl. 


Oberhemden, à 25 Sgr., 1 Thlr., 1%, 2 und 2% Thlr. 
M. Naſchkow, Leinwandhandlung, Schmiedebrücke Nr. 10, 


Dr. Stein, 


Druck von Grab, Bartd und Comp. (M. Friedrich) in Breslau. 


